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Einleitung 

Im Zeichen schroffer ideologischer und machtpolitischer Gegensätze 
hat sich nach dem zweiten Weltkrieg in Europa eine faktische Territo-
rialordnung herangebildet, die bis heute auf ihre endgültige völkerrecht-
liche Legitimierung wartet. 

Ein Vierteljahrhundert ist vergangen, seit Millionen von Menschen 
aus ihrer Heimat vertrieben wurden, seit das Gebiet, auf dem sie an-
sässig waren, gegen den Willen des früheren Territorialherren fremden 
Staaten einverleibt wurde. 

Können die vergangenen Jahrzehnte das begangene Unrecllt auch 
nicht auslöschen, so lassen sich andererseits ihre tatsächlichen Folgen 
nicht leugnen. Die langdauernde faktische Gebietszugehörigkeit hat zu 
tiefgreifenden Veränderungen in den betreffenden Gebieten geführt, 
zu einer weitgehenden tatsächlichen Integration, zu neuen Ordnungs-
gefügen, die nur um den Preis gefährlicher Erschütterungen und neuen 
Unrechts rückgängig zu machen wären. 

Für das Völkerrecht stellt sich damit die Frage, ob und inwieweit 
den Folgen der Zeit bei langdauernder Hoheitsausübung auf fremdem 
Gebiet rechtliche Bedeutung zukommt. 

Diese Frage ist um so drängender, als sich bis in die jüngere Ver-
gangenheit auch in anderen Erdteilen Beispiele gewaltsamer territoria-
ler Veränderungen finden, denen nicht wirksam entgegengetreten 
wurde, und bei denen ebenfalls die Gefahr besteht, daß sie sich im 
Laufe der Zeit immer stärker verfestigen. Dabei darf nicht unberück-
sichtigt bleiben, daß heutzutage ein Gebiet im Vergleich zu früheren 
Jahrzehnten sehr viel rascher eine grundlegende Umgestaltung erfahren 
kann, daß bereits binnen weniger Jahre oder Jahrzehnte "vollendete 
Tatsachen" geschaffen werden können, die einer Wiederherstellung 
der ursprünglichen Besitzverhältnisse nunmehr entgegenstehen. 

Angesichts der politischen Wirklichkeit ist das Problem der Heilung 
widerrechtlicher, aber dauerhafter territorialer Verhältnisse zu einer 
Schlüsselfrage des völkerrechtlichen Gebietsrechts geworden, das auch 
mehr und mehr in den Mittelpunkt der wissenschaftlichen Ausein-
andersetzung gerückt ist. 

Die Völkerrechtslehre hat versucht, auf überwiegend deduktivem Weg 
einen befriedigenden Ausgleich zwischen Recht und Tatsachen zu fin-
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den. Alle vorgeschlagenen Lösungen stimmen darin über ein, daß einer 
dauerhaften, verfestigten Situation, mag sie auch widerrechtlich her-
beigeführt worden sein, die rechtliche Wirksamkeit nicht versagt wer-
den kann. Dabei gehen sie sogar so weit, die Rechtsfolgen bis hin zum 
Erwerb und Verlust der territorialen Souveränität zu erstrecken. Aller-
dings zeigen sich grundsätzliche Unterschiede bei der Bestimmung der 
hierfür erforderlichen Voraussetzungen. 

Eine Richtung sieht die Grundlage für den Erwerb von Rechten bei 
langdauernder Hoheitsübung auf fremdem Gebiet in der "quasi-legis-
lativen" Zustimmung der Staatengemeinschaft. Eine andere führt ihn 
ebenfalls auf den Willen der Staaten zurück, bedient sich dabei aber 
des Rückgriffs auf den Prozeß der völkerrechtlichen Gewohnheitsrechts-
bildung. 

Im Gegensatz zu diesen voluntaristischen Theorien vertreten wieder 
andere Autoren die Ansicht, die langdauernde Hoheitsübung könne zur 
Entstehung sog. historischer Rechte führen. Ihre Grundlage beruhe 
weniger auf dem Willen der Staaten, sie sei vielmehr in der durch den 
Zeitablauf bedingten "faktischen Konsolidierung" der neuen Gebiets-
verhältnisse und damit im objektiven Bereich zu suchen. 

Endlich lag es nahe, bei der Frage nach den Folgen langdauernden 
Auseinanderfallens von rechtlicher und tatsächlicher Gebietszugehörig-
keit auf analoge Rechtsgedanken oder Institute des innerstaatlichen 
Rechts, etwa das Institut der Ersitzung, zurückzugreifen, oder die 
Lösung in der "normativen Kraft des Faktischen", dem "völkerrecht-
lichen Grundsatz der Effektivität" zu suchen. 

Alle diese Lösungsversuche können nicht befriedigen. 

überprüft man die einzelnen Theorien auf ihre innere Folgerichtig-
keit, so zeigen sich nicht allein unüberbrückbare Widersprüche; einige 
dieser Lehren berühren sogar die Grundlagen des Völkerrechts und 
stellen sie in Frage. Dies gilt vor allem dort, wo auf die "normative 
Kraft des Faktischen" zurückgegriffen wird, denn hier droht die Ge-
fahr, daß das Recht zu einer Funktion der Macht wird und sich damit 
selbst aufhebt. Angesichts ihrer grundsätzlichen Bedeutung kann einer 
eingehenderen Auseinandersetzung mit den verschiedenen Lehrmei-
nungen nicht ausgewichen werden. Dabei wird sich zeigen, daß ihre 
größte Schwäche bereits in ihrem methodischen Ansatzpunkt liegt: 

Ebenso wie der Rückgriff auf innerstaatliche Analogien verstellt die 
deduktive Methode den Blick für die entscheidende Frage, ob nicht 
das Völkergewohnheitsrecht spezielle Regeln für den besonderen Span-
nungsfall langdauernden Auseinanderfallens von Gebietstitel und Ge-
bietshoheit entwickelt hat. 
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Diese Frage läßt sich nur anhand einer Prüfung von Staatenpraxis 
und Rechtsprechung, also induktiv, beantworten. 

Die Völkergeschichte kennt nicht wenige Beispiele, in denen ein 
Staat relativ lange Zeit die unumschränkte Hoheit auf Gebietsteilen 
eines anderen Staates ausübte. Auch die Rechtsprechung internationaler 
und nationaler Gerichte sah sich in zahlreichen Fällen mit der Frage 
nach den rechtlichen Folgen langdauernder faktischer Gebietszuge-
hörigkeit konfrontiert. Sucht man nach den Grundsätzen, die sowohl 
die Staaten als auch die Rechtsprechung bei der Lösung derartiger 
Konfliktsituationen leiteten, so zeigen sich zwei bedeutsame überein-
stimmungen: Einmal beweist die Völkergeschichte in anschaulicher 
Weise, daß selbst eine jahrzehntelang unausgeübte Souveränität keines-
wegs zwangsläufig untergeht, daß vielmehr der übergang des Gebiets-
titels völkergewohnheitsrechtlich die Zustimmung des rechtmäßigen 
Territorialherren voraussetzt. Andererseits zeigt sie ebenso deutlich, 
daß das Völkerrecht an den tatsächlichen Veränderungen, die sich 
unter dem Einfluß langdauernder tatsächlicher Gebietszugehörigkeit 
vollzogen haben, nicht vorbeigehen kann. Das Völkerrecht schützt ein-
mal verfestigte territoriale Verhältnisse. Der gewohnheitsrechtliche 
Grundsatz quieta non movere kann dazu führen, daß der Inhaber des 
Gebietstitels nach Ablauf einer längeren Zeitspanne mit der Geltend-
machung seines Restitutionsanspruches ausgeschlossen und auf einen 
Entschädigungsanspruch im Austausch mit der endgültigen Aufgabe 
seines Titels beschränkt wird. 

Legt man diese Feststellungen zugrunde, so wird sichtbar, daß für die 
Folgen langdauernden Auseinanderfallens von Gebietstitel und Ge-
bietshoheit zwischen der Frage nach dem Schicksal des Titels der ter-
ritorialen Souveränität und dem des Restitutionsanspruches zu unter-
scheiden ist, eine Möglichkeit, die von der Lehre bisher kaum in Be-
tracht gezogen wurde. 

Das Völkergewohnheitsrecht bietet damit eine Lösung, in der sich 
subjektive und objektive Faktoren zwanglos zusammenfügen. 
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